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Anfrage zur schriftlichen Beantwortung E-007248/2017 

an die Kommission 
Artikel 130 der Geschäftsordnung 

Kostadinka Kuneva (GUE/NGL), Jean Lambert (Verts/ALE), Dietmar Köster (S&D), Ana Gomes 

(S&D), Estefanía Torres Martínez (GUE/NGL), Barbara Spinelli (GUE/NGL), Jiří Maštálka 

(GUE/NGL), Martina Michels (GUE/NGL), Maria Arena (S&D), Tatjana Ždanoka (Verts/ALE), 

Merja Kyllönen (GUE/NGL), Cornelia Ernst (GUE/NGL), Jean-Paul Denanot (S&D), Rina Ronja 

Kari (GUE/NGL), Neoklis Sylikiotis (GUE/NGL), Vilija Blinkevičiūtė (S&D), Ernest Urtasun 

(Verts/ALE), Takis Hadjigeorgiou (GUE/NGL), Bart Staes (Verts/ALE), Marie-Pierre Vieu 

(GUE/NGL), Gabriele Zimmer (GUE/NGL), Stelios Kouloglou (GUE/NGL), Kostas Chrysogonos 

(GUE/NGL) und Jutta Steinruck (S&D) 

Betrifft: Maßnahmen zur Unterstützung von Mitgliedstaaten mit Langzeit- und 
Jugendarbeitslosenquoten über dem Durchschnitt des Euro-Währungsgebiets 

Eurostat zufolge liegen die Langzeit- und Jugendarbeitslosenquoten in mindestens zehn 
Mitgliedstaaten über dem Durchschnitt des Euro-Währungsgebiets. In sieben Ländern liegt die 
Langzeitarbeitslosenquote (als Prozentsatz der Arbeitslosenquote) um 4 % bis 23 % über dem 
Durchschnitt des Euro-Währungsgebiets (49,7 %), was darauf hindeutet, dass es sich um einen 
dauerhaften Zustand handeln könnte. Als Reaktion auf diese Entwicklung schlugen die 
stellvertretende griechische Ministerin für Arbeit, Rania Antonopoulou, und der luxemburgische 
Minister für Arbeit, Nicolas Schmit, in einer Sitzung des Ausschusses für Beschäftigung des 
Parlaments am 30. August 2017 die folgenden Maßnahmen vor: 

– Ausnahme jener Finanzressourcen vom Stabilitäts- und Wachstumspakt der EU, die in Ländern 
mit Arbeitslosenquoten über dem Durchschnitt des Euro-Währungsgebiets in erster Linie im 
Rahmen aktiver Arbeitsmarktmaßnahmen (etwa der Schaffung von Arbeitsplätzen) Programmen 
zur Unterstützung von Arbeitslosen zugewiesen sind, da sie Investitionen in das Humankapital 
zur Unterstützung eines möglichen Wachstums darstellen, 

– Zuweisung von mindestens 5 % der Mittel des Europäischen Fonds für strategische Investitionen 
(EFSI) an derartige Programme, mit der Möglichkeit, dass der Beitrag falls erforderlich die 
Grenze von 50 % der erforderlichen Gesamtmittel übersteigt, da diese Länder besonders stark 
benachteiligt sind. 

Welche Schritte plant die Kommission, um den Dialog zu fördern und entsprechende Maßnahmen zu 
ergreifen, wobei zu berücksichtigen ist, dass diese Vorschläge von mehreren Ländern (Spanien, 
Portugal, Italien, Slowenien) und Mitgliedern des Europäischen Parlaments unterstützt werden und 
Jean-Claude Juncker sowie den zuständigen Mitgliedern der Kommission vorgelegt werden sollen? 

Unterstützer1 

                                                      
1  Diese Anfrage wird von anderen Mitgliedern als ihren Verfassern unterstützt: Dimitrios Papadimoulis 

(GUE/NGL), Tania González Peñas (GUE/NGL). 


